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Beilagen zur Karlsruher Zeitung : Zentralhandelsregister für Baden , Badischer Zentralanzciger für Beamte , Wissenschaft und Bildung , Amtliche Berichte über die Verhandlungen des Badischen Landtag »

Amtlicher Teil
Mietzinserhöhung in Bade«

Die gesetzliche Miete betrug seit 1. November 1924 75 0 . H.
der Friedensmiete . Infolge des Beschlusses des Landtags
über Andern «»« deS Gebäudesondersteuergesrtzes , der durch die
Notwendigkeit einer erhöhten Beschaffung von Geldern für den
Wohnungsbau erforderlich gemacht war , und infolge der Be -

stimmungen des Reicksauswertungsgesetze » mutz der Miet¬

zins mit Wirkung vom 1 . Juli ab auf 84 v . H . erhöht werden .
Die Erhöhung bereits vom l . Juli ab ergibt sich aus dem
Umstand , daß die Erhöhung der Gebäudesondersteuer und
ebenso die erhöhte Verzinsung des aufgewerteten Kapitals
vom 1 . Juli ab eintritt .

Aus der Erhöhung der Gebäudesondersteuer werden für
Wohnungsbauzwecke für das Rechnungsjahr 1925 rund 12
Millionen Mark flüssig gemacht gegenüber 6,9 Millionen
Mark , die für das Jahr 1925 aus der bisher erhobenen Ton -
dersteuer geflossen wären . Allerdings würde dieser Gewinn
an Mitteln für den Kleinwohnungsbau die vorgesehene Er -
höhung des Mietzinses allein nicht rechtfertigen . Die Be -

stimmungen deS Aufwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925 in
Verbindung mit der in Aussicht stehenden Änderung des § 28
der Dritten Steuernotverordnung durch das Finanzaus -

gleichsgesetz machen gleichfalls und zwar ganz zwangsläufig
einen Teil der Mietzinserhöhung notwendig . Darnach mutz
nämlich dem Hauseigentümer aus der gesetzlichen Miete der

öetrag gewährleistet werden , der zur Verzinsung
' des auf -

gewerteten Kapitals erforderlich ist . Es Handelt sich hierbei
um eine Belastung , des Mietzinses von 5 v . H . der Friedens -
miete für die Zeit vom 1 . Januar bis Ende Juni 1925 und
nm eine solche von 10,4 v . H . vom 1. Juli 1925 ab . Die erst¬
genannten 5 Prozent Mietzinsbelastung waren bisher schon
in der Mietzinsfestsetzung enthalten ; die weiteren 5,4 Proz .
kommen jetzt in Anrechnung und dazu komint durch die Er -

höhung der Gebäudesondersteuer ein Steigerungssatz von 4
v. H. der Friedensmiete . Da aber die Betriebskosten mit
26 v. H . bisher etwas reichlich gegriffen waren , erscheint eine

Erhöhung um 9 v. H . der Friedensmiete als ausreichend und

angemessen . Da der Reichstag in diesen Tagen im Finanz -

ausgleichsgesetz die Erhöhung des Mietzinses auf den Frie -

denssatz auf spätestens vom 1. April 1926 ab beschließen wird ,
mutz auch in Baden bis zu jenem Zeitpunkt der Mietzins auf
16V v . H . der Friedensmiete erhöht werden . Es ist beab -

sichtigt , diese Erhöhung in zwei Etappen vorzunehmen , deren
erste im Lauf des Wmters beschlossen werden mutzte .

Zurzeit beträgt die gesetzliche Miete in Preutzen 82 , in
Sachsen 75 , in Hessen 86, in Bayern 85 , in Württemberg 85
bis 96 und in Thüringen 96 v. H . der Friedensmiete .

Gleichzeitig mit der Mieterhöhung wird die Miete fiir ge-
werbliche RäWne nunmehr einheitlich für das ganze Land
auf 166 v . H . der Friedensmiete festgesetzt ; ausgenommen
von dieser Festsetzung sind diejenigen gewerblichen Räume ,
die Teile einer Wohnung oder zusammen mit Wohnräumen
vermietet sind.

bezüglich der wiederholt in Anregung gebrachten Erhöhung
des Mietzinses auf 166 v . H . für grotze, namentlich Luxus -
Wohnungen sind die Erwägungen noch nicht abgeschlossen ;
einer Sonderbehandlung in dieser Richtung stellen sich ver-
schiedenartige Bedenken und Schwierigkeiten entgegen , u . a.
A. B , auch die Möglichkeit einer Erhebung von Wohnungs -
luxussteuern für besonders grotze Wohnungen .

Notruf der älteren Angestellten . Dem Reichswirtschaftsrätist vom Reichsarbeitsminister der vom freiheitlich -nationalen
vewerkschassbund der Angestellten aufgestellte Entwurf eines
Gesetzes über die Unterbringung älterer erwerbsloser Ange »
ftellter zur Begutachtung übermittelt worden . Der Reichs -
Wirtschaftsrat hat eine » Ausschutz eingesetzt , der eine Prüfungder Vorschläge des GMl vornehmen soll . Die Beratungen
dteses Ausschusses werden bereits in den nächsten Tagen be -
Dnnen . In erster Linie werden dabei die Gedankengänge zur
Erörterung stehen, die der Gewerkschaftsbund der Angestellten' unfeiner Schrift „Notruf der älteren Angestellten " als Be «
Mündung fü « seinen Gesetzontwnrf niedergelegt hat .

Unbefugte Beröffentlichungen aus dem Barmat -Kutisker -
vrozeß . Die Berliner Kriminalpolizei nahm am Diens -
» 8 morgen verschiedene Durchsuchungen in einem politischen
Nachrichienbiiro in der Lützowstratze vor . datz die Quelle zahl -
tetcher aufsehenerregender Veröffentlichungen in der Barmat -« utisker -Angelegenheir gebildet hat . ferner bei Angestellten
meses Büros , soww bei zwei Iuskizbeamten , d,e mit der Be -
arveitung jener sache beschäftigt waren . Das kriminalpo -
nzeiUche Vorgehen gründet sich auf den Verdacht verschiede -

» . der unbefugten Veröffentlichung amt -
Schriftstücke etiles schwebenden Strafprozesses .

Der tscbecbiscbslovl 'Äkisclze
Ikonklikt mit dem Vatikan

Aus Prag wird uns geschrieben :
Die öffentliche Erörterung wird durch den Konflikt

der tschechoslowakischen Regierung mit dem Vatikan be-
Herrscht.

Die Abreise des Nuntius Maraggi wurde von den
katholischen Blättern in einem gleichlautenden Kom¬
munique bekanntgegeben als ein vom Heiligen Stuhl
angeordnetes Zeichen des Protestes gegen die am Huß >
tage unter dem Protektorat des Präsidenten Masaryk
und dem Ehrenvorsitz des Ministerpräsidenten Schwehla
veranstalteten „antikatholischen " Manifestationen . Die
sozialistischen Blätter und Parteien beantworten die
„päpstliche Provokation " mit dem lauten Kampfgeschrei :
Los von Rom ! Aber auch „Narodni Listy "

, obwohl
wenig geneigt , einen Kulturkamps mitzumachen , bezeich¬
neten die Abreise des Nuntius und ihre Begründung als
einen Faustschlag in das Gesicht der ganzen Nation .
„Venkow " erachtet die Beleidigung der Republik und der.
Regierung , als umso schwerer, da es sich um eine natio¬
nale und keineswegs gegen die Katholiken gerichtete Feier
handelte imd zitiert zur Bekräftigung „die vom Geist
wahrer Toleranz durchwehte Rede "

, die Schwehla un -
mittelbar vorher am Zyrill - und Method -Tage in Krem -
sier gehalten hatte .

Die offiziöse „Prager Presse " meldete die Abreise des
Nuntius zunächst als einfachen Urlaubsantritt und ließ
3 Tage verstreichen , ehe sie sich mit dem offenen Konflikt
befaßte . Nach ihr hat das Vorgehen der Regierung wie
dies dem Vatikan auch vorher schon vom Gesandten
Pallien erklärt worden , keinen demonstrativen Charak -
ter gehabt , und es sei nichts daran zu ändern , oder zu
korrigieren . Em Beharren des Vatikans auf dem eilige -
schlageneu Wege müßte als eine Einmischung in die
innerpolitischen Verhältnisse der tschechoslowakischen Re -
publik angesehen werden und ntüfste daher unweigerlich
bestimmte Folgen nach sich ziehen . Es sei einfach un -
denkbar , daß der Regierung durch wen immer das Recht
strittig gemacht werden könne , sich an Manifestationen
von der Art zu beteiligen , wie es die Hußfeierlichkeiteu
waren .

Gefährlicher erscheint der „Prager Presse " der Schat -
ten , den der Konflikt in das innerpolitische Leben der
Republik wirst . „Tribuna " präzisiert dies mit den
Worten : „An Hnß zerschellt die Koalition " und nimmt
ein Einvernehnten zwischen dem Nuntius und den
Führern der Volkspartei an : Wie groß müsse das Ver -
trauen der Volkspartei auf den Wahlsieg sein , wenn sie
knapp vor den Wahlen eineil solchen Konflikt heraus »
beschwöre !

Indessen werden alle Anstrengungen gemacht , die
Koalition nicht zerschellen zu lassen . Ministerpräsident
Schwehla erklärte im Zehnerausschuh der Koalitions¬
parteien , im Interesse des Staates dürfe es zu einem
Kulturkamps mit Rücksicht auf die inner - und außen -
politischen Verhältnisse nicht konimen . Andererseits
bläst der Schrameksche Flügel der Volkspartei in seinen
Organen zum Rückzug und sucht gewissermaßen nach
Rechtfertigungen für das Vorgehen des Nuntius ;
„Prazsky Vecernik " ließ die Bemerkung fallen , daß der
Nuntius nicht verläßlich informiert gewesen sei — was
wohl ein Stich gegen den Prager Erzbisäwf sein durfte .
In einer in Neuhaus gehaltenen Rede verübelte es
Dr . Kraniar mehr dem Erzbischos als dem Nuntius , daß
eine Verkeilnung der wahren Natur der Hußfeier platz¬
greifen konnte ; erst der Erzbischof und der Nuntius
hätten das unterstrichen , woran die ungeheure Mehrheit
des Volks bei der Ehrung Hussens als eines nationalen
Heros gar nicht denke : sein Ketzertum . Kramar mahnt
mit Rücksicht auf die noch glaubensfanatische Slowakei
zu vorsichtiger Behandlung des Konflikts , dennoch sei
lieber auf die Anwesenheit des Nurktius als auf die
Ehrung Hussens zu verzichten . Vor allem ist es Kramar
aber um die Paralysiernng der innerpolitischen Folgen
des Streites zu tun : die tschechischen Parteien müßten
zusammenstehen ! Ohnehin könne man bei Neuivahlen
einer staatserhaltenden Parlamentsmehrheit nicht voll -
kommen sicher sein !

Wiederaufnahme der deutsch -polnische» Wirtschaftsverhand ,
lungen . Die deut , ch-polnische Handelsdelegation wird -mr
Wiederanfnabme der deutsch-polnischen Handelsvertraasbe -
si. rech..ngen am 16 Septenwer wieder zusammenkommen .Dte Jmkatwe geht von Polen aus .

Deutscher Neicdstag
Das Schicksal der Zollvorlage

Der Reichstag setzte am Dienstag die Beratuug der
Steuervorlage » fort . Der Ältestenausschutz beschloß , nachdem
der Reichskanzler du Führern der Koalitionsparteien erklärt
hatte , datz die Reichsregiernng auf der Verabschiedung der
Zollvorlage unter allen Umständen bestehe, daß diese Vor -
läge noch in diesem Tagungsabschnitt im Anschluß au die
Steuervorlage erledigt werden soll. Zu diesem Zweck sollen
die Plenarsitzungen länger ausgedehnt und die Redezeiten ver -

kürzt werden . Bis Al welchem Zeitpunkt der gesamte Bera¬
tungsstoff erledigt werden kann , steht noch nicht fest. Zu »?
Klärung dieser Frage trat ein Unterausschutz des Ältesten¬
rates zusammen . Der endgültige Schluß des gegenwärtigen
Tagungsabschnittes ist somit nach wie bor vollkommen unge -

Witz ,
WTB . Berlin , 28. Juli .

Gegen 2 Uhr eröffnet Vizepräsident Bell die Sitzung . Er
teilt dem Hause mit , datz der Altestenrat übereingekommen
sei . jeweils einige Paragraphen zur Beratung zusammenzu -
ziehen und die Redezeit für diese zusammengefaßten Para -
graphen auf 20 Minuten zu bemessen . Lediglich für die
Lohnsteuerparagraphen soll die Redezeit 30 Minuten betragen .
Die Abstimmungen sollen immer nach Beendigung der Be -
ratung einer Paragraphengrnppe stattfinden .

Das Haus wendet sich dann der Beratung der §§ 2 bis 5deS
Einkommensteuergesetzes

zu , die die Steuerträger bezeichnen nnd die steuerbaren Ein -
künfte aufzählen . Das Haus stimmt diesem Teil des Geset -
zes zu .

Zu den W 6— 14, die die zur Einkommensteuer herange -
zogenen Einkünfte behandeln , beantragt

Abg . Dr . Fischer (D ) , im § 14 zn sagen : Die auf Grund
der Personalabbauverordnung bezahlten Abfindungssummen
unterliegen der Einkommensteuer nicht. Der Redner bean -
tragt weiter , datz den im AuSland tätigen Deutschen , die ihren
Wohnsitz in Deutschland behalten , die im Auslande bezahlte
Steuer auf die deutsche Einkommensteuer angerechnet werde .

Der Antrag Dr . Fischer (D . ) wird abgelehnt . Die ZK ö bis
14 werden unverändert angenommen .

Bei der gemeinsamen Beratung der §§ 15—16 werden die
sozialdemokratischen tmd kommunistischen Abänderungsanträgs
abgelehnt und die §§ 15—Itz unverändert angenommen .

§ 1? behandelt die abzngsfähigen Sonderleistnngtn . Unter
Ablehnung der Abänderungsanträge wird ß 17 i,i der Aus ,
schutzfassung angenommen . — Ebenso werden unverändert
angenommen die HZ 18 bis 29 .

Abg . Dr . Fischer (Dem . ) beantragt
' die Einfügung eines

Abg . Dr . Hertz (Sog . ) bezeichnet es als einen Beweis der
Verantwortungslosigkeit der Regiernngsparteien , datz auch
Abg . Keinath von der deutschen Volkspartei den gleichen Hn «
trag eingebracht habe . Wenn so ein prinzipieller Unterschied
zwischen Lohnsteuer - und Veranlagungspflichten gemacht
Werpe , dann werde auch die Sozialdemokratie für die voll -
ständige Beseitigung der Lohnsteuer kämpfen .

Abg . Reubaner (Komm .) äußert , der Antrag Keinath sei
nur gestellt worden , damit die deutsche Kolkspartei bei der
nächsten Wahl nicht die Korruptionsgelder der Industrie ver -
liere . (Unruhe und Protestrufe rechts .) Es ist doch nicht zu
bestreiten , datz die deutsche Volkspartei der Industrie für emest
protzen Betrag das Mandat des Abg . Hugo verkauft hat . ( Un-
ruhe rechts . )

Die Unruhe steigert sich . Abg . Winnefeld (DVP .) macht
dem Redner erregte Zurufe . Bon den Kommunisten wird
Whuiefeld zugerufen : HqltsMaul , duDickfretz, du Renommier -
prolet . — Im Hause bilden sich erregle Gruppen . Vizeprä¬
sident Dr . Bell schafft schließlich Ruhe durch die Androbung
schärfster , geschäftsordnungsmätziger Maßnahmen .

Die gleichlautenden Anträge Dr . Fischer (D . ) und Keinath
(DVP . ) werden darauf gegen die Stimmen der VolkSpartei
und der Demokraten abgelehnt .

Die 30 und 31 werden unverändert angenommen . § 32
der Regierungsvorlage wollte die Besteuerung bei der Ber -
iinßerung eines Gewerbebetriebes dann eintreten lassen , wenn
der Veräutzerungsgewinn den Betrag von 5000 GM . über¬
steigt . Der Ausschuß hat die Grenze für die Steuerfreiheit
bis zu 25 000 Mark erhöht . Die Sozialdemokraten beantra¬
gen die Wiederherstellung Ser in der Regierungsvorlage vor -
gesehenen Grenze von 5000 Mark . Die Kommunisten haben
dazu namentliche Abstimmung beantragt , die um 7 Uhr abds .
stattfinden soll .

Beim § 34 wird ein Antrag der Sozialdemokraten und Kom
munisten , der durch eine andere Fassung Steuerliinterzielmu -
gen in den inländischen Zweigstellen eines ausländische » Un -
ternehmens verhindern will , im Hammelsprung mit 241 gegen
20 Stimmen abgelehnt . Die Kommunisten und die meisten
Sozialdemokraten haben sich an der Abstimmung nicht betei »
ligt . 34 ivird unverändert angenommen .

Um 7 Uhr wird darauf namentlich abgestimmt über den
Antrag auf Wiederherstellung der Regierungsvorlage im 8 32,d . h . auf Begrenzung des steuerfreie » Berlinßerungsgewinn ?
aus 5000 Mark statt 25 000 Mark .

Bei Beginn der Abstimmung ruft Abg. Hilllein (Komm .) »
Raffkes stimmen rot (nein ) , alle anoei

Die
men f >
sich der Abstimmung . Der Antrag wird mit 162 gegen IS
Stimmen bej 78 Enthaltungen abgelehnt .



. tBei § 3V , der den Begriff des Kapitalvermögens definiert ,
begründet Abg . Schneider - Berlin (D .) einen Antrag , der da»
Kapitalvermögen steuerfrei lassen will , sowie Zinsen auf Ka¬
pitalforderungen jeder Art aus Sparkassen , Banken und ande -
ren Kreditanstalten , soweit sie bei einem Gesamteinkommen
des Steuerpflichtigen von weniger als 8000 Mark jährlich den
Betrag von 300 Mark nicht übersteigen . Die Kompromitzvor »
läge kennt in diesem Falle keine Grenze für eine Steuerbe -
freiung .

Der demokratische Antrag wird gegen die Stimmen der An -
tragfteller abgelehnt und die Bestimmungen der Vorlage an -
genommen .

Es folgt die Besprechung der §§ 41 usw . , die die Leistungs -
gewinne aufzählen , wobei Abg . Höllein (Ä .) einen Ordnungs¬
ruf erhält . Er begründet einen Antrag , der die Freilassung
eines Betrages von 500 Mark bei der Besteuerung von Lei -
stungsgewinnen , wie sie die Vorlage bestimmt , streichen will .

Der kommunistische Antrag wird abgelehnt .
K 49 besagt , daß auch der Verbrauch an Stelle des Einkom -

mens für Besteuerung zugrunde gelegt werden kann , wenn
das festgestellte Einkommen eines unbeschränkt steuerpflich -
tigen in einem offenbaren Mißverhältnis zu seinem Verbrauch
steht . Unter Ablehnung aller Abänderungsanträge wird diese
Fassung angenommen .

Nach 9,30 Uhr beantragte Abg . Kühne » <K .) die Vertagung
des Hauses .

Mit den Stimmen der Linken und eines Teiles des Zen -
trums wurde dieser Antrag angenommen . Das Haus vertagte
sich auf Mittwoch , 1 Uhr nachm . Weiterberatung .

Der HaushaltSansschuß des Reichstages '
setzte öiit Dienstag die Beratung über den ' allgemeinen Finanz -
etat fort .

=-

Abg . Dr - Quaal , ( Soz . ) . gab eine Übersicht über den Etat
im Vergleich zu den entsprechenden Zahlen des Jahres 1913.
Der Rettobe darf der allgemeinen Reichsverwaltung belief '

sich im Jahre 1913 auf iiisgesamt 2700 Millionen M, , im
Jahre 1925 auf 3100 Millionen . Es zeige sich also gegenüber
1913 ein Mehr von 400 Millionen . In erster Linie seien die
Ausgaben für soziale Zwecke gestiegen , während sich ein
starkes Minus bezügilich der Ausgaben für die Landesver -
teidigvng von fast 1,7 Milliarden ergebe . Hinsichtlich der Be -
darfsdcckung sei der hauptsächlichste Unterschied gegenüber
der Vorkriegszeit der , daß jetzt die Deckung des Reichs¬
bedarfs auch für werbende Ausgaben durch Steuern und Ab-
gaben erfolgen müsse , da eine geordnete Anleihewirtschaft
durch die Auswirkung der Dawes -Tribute nicht mehr mög¬
lich sei . Der allgemeine Etatsbedarf der Länder betrage
jetzt drei " Milliarden , während er 1913 zwei Milliarden M .
betragen habe ; eS zeige sich also ein Mehr von einer Milliarde .
Die reinen Überweisungen an die Länder betragen insgesamt
£860 Millionen . Hiervon behielten die Länder ungefähr ein
Drittel , während sie an die Gemeinden fast zwei Drittel
weiter überwiesen Diese Betrachtung zeige , daß der Schwee -
Punkt derSparaktio » , vor der der Reichstag im nächsten Jahre
sicher stehen werde , im wesentlichen bei den Gemeinden
werde liegen müssen . Für die Dawes -Tributbelastung würden
im Jahre 192g aufgebracht werden müssen 498 Millionen , 1927
076 , 192g 1230 und von 1928 ab jährlich 1640 Millionen .
Hierzu trete noch die Garantie des Reiches für die Eisen -
bahntribute . Der Redner wies dann darauf hin , daß die
Leistungen des Reiches mit diesen Dawes -Tvibüten keines -
Wegs erschöpft seien . >Er >erinnerte an die Lasten des sogen .
Ausgleichsverfahrens , an die Fürsörgemaßnahmen aus Anlaß
des Ruhreinbruchs , an die Aufwendungen für Gewalt - und
Liquidationsschäden , für Verdrängungsschäden , Besatzungs -
zmagen und die sogenannten inneren BesatzuNgslastcn . Diese
Lasten ' wachten in deh beiden 1 Jahren ' 1924 und 1025 über
©ine Milliarde M . aus , die den Tributen hinzuzurechnen seien .

Ipolitiscke Neuigkeiten
Die Vcrfaffungsfeier in Berlin

Die Verfassungsfeier wird in diesem Jahre sich ebenso ab -

spielen , wie es in den vorhergehenden Jahren geschehen ist.
Am Ii . August mittags 12 Uhr wird eine amtliche Ber¬
fa ssungsseier der Reichsregierung im Reichstagsgebäude statt -

finden . Daran werden der Reichspräsident , die Reichs -

regierung , die preußische Regierung und die Vertreter der

übrigen Länder offiziell teilnehmen . Der Verlauf der

Feier ist so gedacht , daß im Mittelpunkt eine Festrede steht ,
die von musikalischen Vorträgen umkleidet sein wird . Der

Festredner ist noch nicht bestimmt . Nach ihm wird der
Reichskanzler sprechen und das Hoch auf das deutsche Volk

ausbringen . Im Anschluß daran soll das Deutschlandlied ge-

sungen werden . Während der Feier wird sich beim Reichs -

tagsgebäude eine Kompagnie der Reichswehr aufgestellt ha -

den , und deren Front wird der Reichspräsident am Schluß
der Feier abschreiten . ,

Die Reichsregierung hat sich auch , ebenso wie in sruheren
Jahren , an die Landesregierungen mit der Bitte gewandt
daß diese auch ihrerseits entsprechende Feiern in allen

Städten , nicht nur Hauptstädten , veranstalten lassen und

daß auch in den Schulen in besonderen Feiern des Tages

gedacht wird .

Verschlechterung der Lage in China
MTB . London . 29. Juli . Nach einer Agenturmeldung aus

Hongkong , hat sich die Lage in den Städten Swatau , Amoy
und Futschau verschlechtert . Bei der Ankunft des Dampfers
„Haynung " in Swatau wurden die Offiziere und Passagiere
von einer großen Menschenmenge , die sich aus dem Kai ange -

sammelt hatte , mit feindseligen Rufen empfangen . Die

Menge , die zum Teil mit Mausergewehre » bewaffnet war .
verhinderte die Europäer , de» Dampfer zu besteigen und be-

drohte die Besatzung mit dem Sode . Zu ähnlichen Vorgän -

gen kam es in Amoy und Futschau . wo sich trotz der Verhän -

gung des Belagerungszustandes mit Mausergewehren bewasf -

nete Studenten zeigten Und den Verkehr der Europäer unter -
einander verhinderten . Zwei britische Kriegsschiffe sind in

Hongkong eingetroffen .

Ikurze Oacdncdten
Die Lage im Taargebiet . In der Streiklage im Saarberg -

bau ist eine Änderung nicht zu verzeichnen . Bemerkenswert

ist , daß auch die Angestellten der Saargruben zur Lage Stel -

lung genommen und ihre Organisationen beauftragt haben ,
der Bergwerksdirektisn eine Eingabe zu überreichen , da die
Gehälter der Grubenangestellten ebenso wie die Löhne der
Bergarbeiter einer Aufbesserung bedürfen . Ferner wurde be-

schlössen, daß die Angestellten während des Ausstandet der

Bergarbeiter jede Arbeit , die für gewöhnlich von Arbeitern
ausgeführt wird , ablehnen sollen .

Sperrung der Geldausfuhr aus Rußland . Das Volkskom¬
missariat in Moskau hat — Wie die Textilwoche mitteilt , mit
Wirkung vom 25 . Juli ab die Ausfuhr von Tscherwonzen
und Schatzscheinen - beschränkt - Personen, . die nach dem Aus -

lande reifen , dürfen nicht mehr ajs . 300 Rrchel an Banknoten
oder Schatzscheinen,,Mt M führen . - . . . . . .

> Noch keine Entscheidung tu der englischen Bergbaukris «.
Zu einer Meldung , daß die Bergwerksbefitzer sich bereit er -
klärt hätten , ihre Vorschläge betr . das neue Lohnabkommen
zurückzuziehen und die erfolgten Kündigungen zu widerru -
fen , erfährt „Preß Association "

, daß ein derartiger Beschluß
nicht gefaßt worden fei , die Lage sei noch immer unentschieden .

Polnische Herbstmanöver . Die Herbstmanöver des polni -
schen Heeres find vom II .—20. August angesagt und endigen
in der Thorner Wojwodschaft . Frankreich , Belgien , England ,
Italien , die Staaten der kleinen Entente , Spanien , Portugal
und die Türkei werden auf Einladung Generale oder General -
stabsoffi ^iere als Beobachter entsenden . "

Jladlsclier Teil

Vadiscber Landtag

DZ . Karlsruhe , 29 . Juli .
Nach Bekanntgabe der Eingänge fetzt das Haus die

BorauschlagSbrratung
fort .

In der Aussprache über das Budget des Ministeriums des
Innern klagt der Abg . Ritter (Komm . ) über die Polizei , die
nach seiner Auffassung zum größten Teil zur Verfolgung der

kommunistischen Partei in Baden verwendet werde . Die Kom -
munisten hätten bisher viel zu vornehm gekämpft . ^ (Große
Heiterkeit . ) Die Anforderungen für die Polizei müßten sie
ablehne » . Man sollte die soziale Gesetzgebung besser ausge -
stalten .

In der Spezialberatung begründet
Abg . Hertle (Landbund ) eine » Antrag auf Streichung von

15100 Mark , die für die UmPrägung der Medaillen zu den
Amtsketten der Bürgermeister und Oberbürgermeister vorge -
sehen sind . Der Staat dürfe nicht in das Eigentumsrecht der
Geineinden eingreifen .

Abg . D . Mover -Karlsruhe (DR .) stimmt dem Antrag zu .
Abg . Dr . Schofer (Zentr . ) stellt gegenüber dem Abg . Hertle

fest , daß die Schuld an den heutigen schlechten Zeiten nicht
bei denen liege , die jetzt die Verantwortung tragen . Mit dem
Seitenblick auf die früheren „besseren Zeiten " dürfe man nicht
kommen .

Abg ^ Dr . Engler ( Soz . ) wendet sich gleichfalls gegen die Be -
gründung des Abg . Hertle .

Abg . D . Mayer -Karlsruhe (DN .) bemängelt , daß der Abg .
Dr . Schofer den Ausdruck „liederliche Zeiten " brauchte .

Abg . Dr . Schoser lZentr . ) stellt fest , daß er damit die Zeit
des Kulturkampfes charakterisieren wollte . Ist das etwas an -
deres als eine „liederliche Zeit ? "

(Abg . D . Maltet : Ja ! ) Abg .
Dr . Schofer : Dafür danke ich . Ihnen ! (Lebhafte Zurufe im
Zentrum .)

Nach kurzen Bemerkungen des Abg . Dr . Engirr wird der
Landbnndantrag mit großer Mehrheit abgelehnt .

Abg . Görlacher ( Zentr . ) gibt
" Anregungen zum Titel Eich-

Wesen.
Ministerialdirektor Leers macht kurze Ausführungen über

den heutigen Rechtszustand .
Bei Titel

Landwirtschaft und Ernährung
stellt Abg . Gebhard (Landbund ) den Antrag auf Hilfe für die
durch das jüngste Hagelwetter schwer geschädigten Gemeinden
des Bezirks Engen . Trotz der verbilligten Hagelversicherung
Mache es die große Röt der Landwirtschaft vielen Leuten un -
möglich , ihr beizutreten .

Abg . Martin (Zentr . ) unterstützt den Antrag .
Abg . Rückert (Soz .P stimmt unter dem Borbehalt zu , daß

mit der staatlichen Hilfe einmal Schluß gemacht werden
müsse .

Innenminister Remmrle : stellt fest , daß man sich auf Ko -

sten der Steuerzahler , wieder in die Gunst der Geschädigten
setzen wolle , die es trotz Mahnung der Organisationen und
Landräte nicht für nötig hielten , sich zu versichern .

Auch die Abg . Gähler (Komm . ) und Hofheinz (Dem . ) er -
klären sich mit dem Antrag bedingungsweise einverstanden .

Abg . Gebhard ( Landbund ) wendet , sich gegen die Bemer -

kung des Ministers , als ob er sich in die Gunst der Geschä -

digten setzen wolle .
Sein Antrag wird sodann einstimmig angenommen .

Annahme sindet auch die Entschließung , wonach die Ei,
"

führung der obligatorischen Hagelversicherung nicht für not -

wendig erachtet wird .
Zur Position von 85 000 Mark für Abzahlungen auf Milch - ,

und Viehfrankenschulden (aus Taxen im kleinen Grenzver -

kehr ) sprechen die Abg . Dr . Föhr ( Zentr . ) , Klaiber ( Landb . )
und Albietz (Zentr . ) .

Gegenüber einer Bemerkung des letzteren stellt Minister
Remmele fest , daß sich die badische Regierung seit Jahr und

Tag für
Erleichterungen im Grenzvertehr

eingesetzt habe . Er müsse sich gegen die Presseäußerunaen
wenden , als ob der Widerstand gegen die Aufhebung der Vi -

sumsgebührei , bei Deutschland oder der badischen Regierung
lägen . Die deutsche Reichsregierung stellte sich gegenüber
dem Ausland mit Recht auf den Standpunkt , daß die Aufhe -

bung der Visagebühren nur eine Frage der Gegenseitigkeit
sein kann . Was die in Frage siebende Position anlangt , so
beruhe sie auf einem Vertragsverhältnis .

Die Abg . Fischer - Unterlauchringen (Zentr .) und Rllger

(Zentr . ) vertreten die Auffassung , daß der kleine Grenzver -

kehr immer noch unnötigerweise erschwert sei .
Der Abg . Albietz (Zentr .) appelliert an den beiderseitigen

guten Willen zum Abbau .
Minister Remmele weist daraus hm . daß die Visasrage in

Kürze Erledigung finden dürfte .
Abg . Rösch ( Soz . ) macht die Feststellung , daß seitens der

badischen Regierung nichts unterlassen worden sei, um die

Patzvorschriften für den kleinen Grenzverkehr zu erleichtern .
Es sei Tatsache , daß die größeren Schwierigkeiten auf feiten
der Schweiz lägen ; man dürfe aber auf ein baldiges Einver -

nehmen zwischen beiden Regierungen rechnen .
Abg . Gebhard ( Landbund ) meint , daß die Abdeckung der

Frankenschulde, , seinerzeit möglich gewesen wäre durch die

Ausfuhr von Sprit nach der Schweiz .
Minister Remmele entgegnet , daß die badische Regierung

froh sein dürfe , daß sie das Spritgeschäft nicht gemacht hat .
Die Position wird darauf gegen die Stimmen des Zen -

trums bewilligt .
Im weiteren Verlaufe der Beratung verwendet sich Abg .

Fischer - Meißenheim (Landbund ) sür einen höheren Zoll zum
Schutze des heimischen

Tabakbaues .

Abg . Hartmann ( Zentr . ) sprickt dagegen , weil auf diesem
Wege die Tabakarbeiter geschädigt würden .

Abg . Rückert iSoz . ) bekämpft die Zollpolitik im allgemeinen ,
da sie Verschlechterung der Lebenshaltung und Arbeitslosigkeit

- bring « .
Abg . Schmidt -Bretten (DN . ) unterstreicht die Darlegungen

des Abg. Fischer .
"

Abg . Hartmann (Zentr . ) stellt fest , daß die Zahl ' der Tabak -
arbeit « seit 1919 von .140000 aiif 72000 zurückgegangen sei .

Nach weiteren Bemerkungen bei Abg . Gebhard ( Landb . )
und Schmidt -Bretten (DN . ) und einer kürzen Erwiderung
des Ministers wird der Staatszuschuß an die Landwirtschaft «»
kammer für ihre Aufwendungen auf dem Gebiete des Tabak »
baues <10 000 Mark ) genehmigt .

Abg . Schrank ( Landbund ) bittet um eine Ueberficht übep
die gewährten Erntekredite .

Bei Titel
„Gemeinnützige Anstalten "

begrüßt die Abg . Frau Straub (Dem . ) die Erhöhung des Bei »
träges an den Badischen Landesverband zur Bekämpfung de«
Tuberkulose von 35 000 auf 85 000 Mark . Erwünscht wäre
die Einbeziehung der Tuberkulose in die gehobene Für »
sorge und die Bezeichnung einer Heilanstalt , die nichtver -
sicherte Tuberkulosekranke zu ermäßigten Preisen aufnimmt .
Die Rednerin tritt weiter für einen angemessenen Urlaub der
schwer arbeitenden Fürsorgerinnen ein . Sie gedenkt auch an «
erkennend der ehrenamtlich tätigen Helferinnen . Das Pflege -
personal sollte vermehrt werden . Frau Straub findet zum
Schluß empfehlende Worte für das Kindersolbad Dürrheim .

Zum Thema Tuberkulosebekämpfung spricht noch der Abg.
Bock (Komm .) , der die Ansicht äußert , daß hierfür weit grö »
ßere Summen ausgeworfen werden müßten , wenn eine nen »
nenswerte Besserung erzielt werden soll.

Minister Remmrle bemerkt , daß im nächsten Hauptetat in
dieser Beziehung das Möglichste geschehen soll . Im Nachtrags »
etat weiter zu gehen , sei technisch unmöglich .

Die Position wird genehmigt und ein Antrag des Ausschuf »
fes angenommen , im nächsten Budget Mittel für das Kinder »
solbad Dürkheim einzustellen , und dahin zu wirken , daß mehr
wie hisher badische Landeskinder Aufnahm « finden .

Eine große Reihe von Budgettiteln passieren ohne Debatte .
Bei Hauptabteilung III (früheres Arbeitsministerium ) stellt

Abg . Wittemann (Zentr . ) folgenden Antrag :

Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu ersuchen ,
dem Landtag alsbald Mitteilung darüber zu mache » , wie -«
viel Badener umd wie viele Nichtbadener bei den Badischen !
Bersorgungsämterm , bezw . dem Hauptversorgungsamt
Karlsruhe verwendet sind . Die Angaben sollen getrennt be «
zügl . Staatsangehörigkeit durch Abstammung und durch Er ,
werb und zwar in den oberen , mittleren und unteren Be «
amtongrUppen aufgestellt werden .

De * Antrag wird nach längerer Debatte abgelehnt .
Abg . Rückert (Sog . ) begründet eine » Antrag , die Regie «

rung zu ersuchen , sich bei der Reichsregierung dafür einzu «
fetzen , daß dem Reichstag baldigst der Entwurf eines

Arbeitslosenversicherungsgesetzes
Jorgelegt wird .

Der Antrag findet bei Stimmenthaltung der Landbünd «
ler debattelos Annahme .

Abg . Frau Rigel (Zentr . ) berichtete namens des Au §<«
schusses über eine Denkschrift des deutsche » Textilarbeitern
Verbandes , die der Regierung einstimmig in dem Sinn «
empfehlend überwiesen wird , daß die Regierung bei der
Reichsregierung dahin wirkt , daß schwangeren Frauen und
Mädchen in de» Betrieben ausreichender Schutz , besonder »
in den letzten 3 Monaten der Schwangerschaft gewährt wird «

Damit ist das Nachtragsbudget des Innenministeriums er «

ledigt .
Es entspinnt sich eine Geschäftsordnungsdebatte mit den?

Ergebnis , daß sie Sitzung des Haushaltsausschusseij
im Hinblick auf den Besuch der Oetigheimer Passion heutq
nachmittag ausfällt .

Nächste Plenarsitzung Donnerstag , 8 Uhr . Schluß 12 Uhv ,
*

Wasser - nnd Straßenbau
Aus der . Sitzung des Haushaltsausschusses von, voriges

Montag berichtet der „Bad . Beob .
" : .

Zur Beratung steht das Finanzministerium . Titel VIII ,
Wasser - und Straßenbau . Der Berichterstatter behandelt zu «

nächst die Denkschrift der Regierung über den
Zustand unserer Landstraßen ^

Im Sitzungszimmer hänge » interessante Tabellen über di«
Zunahme des Kraftwagenverkehrs auf unseren Landstraßen .
Namentlich die Landstraße Mannheim —Heidelberg weist ein «

schier zehnfache Erhöhung des Verkehrs mit Lastkraftwagen
für die Zeit von 1913—1923 auf . Es solle, » daher ' innerhalb
10 Jahren unsere Landstraßen gepflastert werden . In der

Zwischenzeit soll geteert werden , wo ein dringendes Bedürf «
nis besteht , über die Methode des Straßenbaues werden >N
Braunschweig Versuche gemacht . Doch will die Regierung na «

türlich nicht warten , bis diese Versuche zu einem endgültigen
Ergebnis kommen , sondern nach dem Vorgehen der Schweiz
und nach einem Gutachten der ' preußischen Verwaltungen
einstweilen mit der Pflasterung beginnen . Zugleich sollen die

Autostraßen vielfach uni die Ortschaften herum geführt wer -

den . . .
Ein Zentrumsredner verwendet sich lebhqft für die Ge «

meinde Falkensteig im Höllental , die von de'' \ starken Auto «
betrieb besonders schwer belästigt wird . Von verschiedenen
Seiten wird ei» rascherer Straßenbau gewünscht . Di «

Regierung erklärte aber , daß das im Interesse der Steuer «

zahler nicht durchführbar sei , schon deshalb , weil ein so gro «

ßer Steii,verbrauch eine Preissteigerung zur Folge hätte . Ba -

den habe einen seltenen Reichtum an brauchbarem Gestein
für die nötige Kleinpflasterung . Es war das von demokrati «

scher Seite bezweifelt worden . Die Regierung hat selbst '.m

Hinblick auf den großen Bedarf Steinbrüche , deren Oualitä
in Karlsruhe (Technische Hochschule) geprüft wurde , in Be -

trieb genommen . Der Titel wird genehmigt im Betrage von
95t 260 Mark für die Landstraßen . 600 000 Mark für den Be
trieb der Steinbrüche , 81 000 Mark für Ausbaggerung der

Häfen , für Wasserstraßen und Leinpfade , endlich eine Reih ?
von Posten sür Flußkorrektionen , Hochwasserschäden , allerhan
.Kulturunternehmungen im außerordentliche !, Etat im Betrage
von zusammen TA Millionen .

Eine große , 13seitige Eingabe der Murgtalgemeinde ««

Mnrgtalindustrien und Wasserkraftwert fordert ein Spezia !«

gefetz über Mithaftung des badischen Staates sür etwaige
Schäden im Falle eines Bruchs der Talsperre . Die bestehen »

den Gesetze reichten nicht aus , un , im Falle eines Unglück
genügende Sicherheit und volles Vertrauen zu schaffe » . D

Werk sei zu gewaltig , als daß die bestehende » i- chadenersa
gesetze ausreichten . . .

Ein Zentrumsabgeordneter ist der Meinung , daß nicht je

Gefahr unbedingt ausgeschlossen sei und beantragt , die Den

schrift empfehlend zu überweisen , mit der Maßgabe , eine

setzesvorlage vorzubereiten . Ein sozdein . Redner ist der Aun

sassung , die Denkschrift nur zur Kenntnisnahme zu Überweg
fen . Der Regierungsvertreter befürchtet die Konsequenz ^
eines solchen Gesetzes für andere Unternehmungen ähnlicher
Art . Aber die Zentrumsredner halten daran fest , daß diel»

Petition Beachtung verdient . Ein Vergleich mit der Expio "

sion vei der AilikiNfabrik in Ludwigshasen sei nicht Ungunst
Es sei dort nicht alles klargelegt ; außerdem habe der

hier besondere Verpflichtungen Die Angelegenheit soll >" >°

■ zuerst in den Fraktionen beraten werde » . Eine längere
l batte ergab sich auch bei der merkwürdigen Feststellung , -

der Bau des ZchwarzenbacbwerkZ ' zwav benonnen , aber von«



• oorttge » Bezirksamt noch nicht genehmigt sei . Ts wurde die
Frage aufgeworfen , ob nickt eine Änderung des Wassergesetzes
geboten sei , da stch hier der Sinn in Unsinn kehre und so
weittragende kulturelle und wirtschaftliche Staatsaufgaben
auch da . wo der Staat nur als Aktionär auftrete , nicht durch
«ine kleine Gruppe Bevollmächtigter ausgehalten werden dür-

» »richtig« » «.
Im Bericht über den Nachtragsetat des Justizministeriums

ist ein Fehler unterlaufen . Bei den Anwaltsgebühren , die
aus dem Armenrecht erwachsen , handelt es sich natürlich nicht
um Mark - , sondern um Pfennigbeträge , also Baden 9,2 Pf .,
Bayern 10,22 Pf . usw . auf den Kopf der Bevölkerung .

Das Lehrerbildungsgesetz
Die Regierung hat dem Landtag den Gesetzentwurf über

die Aui-bildung der Volksschullehrer ( Lehrerbildungsgesetz )
vorgelegt . . Er hat folgenden Wortlaut :

§ 1 . Zur Ausbildung für den Beruf des Volksschullehrers
wird zugelassen , wer das Reifezeugnis einer höheren Schule
( Vollanstalt ) erworben hat .

§ 2 . Die Ausbildung erfolgt in einem zweijährigen er -
ziehungswissenschaftlichen Lehrgang an einer der drei
Landeshochschulen und in einer gleichzeitigen Einführung in
die Lehr - und Erziehungstätigkeit an einer mit den Hoch-
schulen in Verbindung zu setzenden Lehrerbildungsanstalt .

Der Unterricht in den Lehrerbildungsanstalten wird un -
entgeltlich erteilt ; für Unterkunft und Verpflegung der Stu -
dierendeu werden Heime eingerichtet .

§ 3. Am Schlüsse des zweijährigen Lehrganges findet eine
Prüfung statt ; die Bestandenen können im öffentlichen Schul «
dienst verwendet werden .

Die planmäßige Anstellung ist von der erfolgreichen Ab-
legung einer zweiten Prüfung abhängig .

§ 4 . Bei den Prüfungen sind die als Körperschaften des
öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgesellschaften durch
Beauftragte vertreten , welche die Prüfung in Religionslehre
abnehmen .

v
Die Entscheidung über die Befähigung zur Erteilung des

Religionsunterrichts steht den Religionsgcsellschaften zu und
Wird den dazu Befähigten durch die oberste Schulbehörde er »
öffnet .

§ 9. Die weitere Regelung der Lehrerausbildung obliegt
dein Unterrichtsministerium .

§ 6. Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1 . April 1926 in
Kraft .

In der Bgründung hebt die Regierung hervor , daß in
Baden eine Klärung der Frage auf alle Fälle und alsbald
nötig ist, da die Vorseminare geschlossen sind und die noch vor -
handenen 4 Seminare und die Seminarkurse zur Ausbildung
von Lehrevinnen 1925/26 ihren letzten Jahrgang haben . Nach
dem vorliegenden Gesetzentwurf soll in Zukunft die Allge¬
meinbildung der badifchcn Lehrer von der beruflichen Aus -

bildung in der Weise getrennt werden , daß die erster - auf
einer zur Hochschulreife führenden Höheren Lehranstalt er-
worden , die letztere an die Hochschule und an eine

^
mit ihr

in Verbindung zu setzende „Lehrerbildungsanstalt
' gelegt

wird . Die Hochschulreife fordern im Prinzip die Lander

Sachsen , Thüringen , Hessen , Bremen , Preußen , Württemberg
und Hamburg . Nach einem Hinweis auf die schweren Mangel
der jetzigen Lehrerbildung wird ausgeführt :

Die Forderung der Hochschulreife bringt allerdings eine

wesentliche Verteuerung der Lehrerausbildung und erschwert
»s zweifellos einzelnen Bevölkerungskreisen , insbesondere
ten ländlichen , ihre Söhne Lehrer werden zu lassen , ijas ist
aus mehr als einem Grunde zu bedauern . Wenn auch in
den nächsten Jahren ein Lehrermangel infolge des Uber -

flusses an bereits ausgebildeten Junglehrern noch nicht zu
befürchten ist . so wird man doch für später besondere -v>atz-

nahmen für die Hebung des Zugangs zum Lehrerberuf tref¬
fen und durch Errichtung von Aufbauschulen mit « chuler -

Heimen und Gewährung von Stndienbeihilsen d,e Ausbildung

Hochschulreife findet die Allgemeinbildung für deu

Lehrerberuf ihren Abschluß . Seine besondere erz .ehungs -

wissenschaftliche und methodisch-didaktische Ausbildung erhalt
der Lehrer — und das Gleiche gilt auch für die ^ ehreri
- auf der Hochschule und in der mit ihr m Verbindung

»u setzenden Lehrerbildungsanstalt D »e Dauer dieser Aus -

bildung ist auf vier Semester vorgesehen . — Die Begrün -

dung geht auf die Einzelheiten des Studiums und der

praktische,i Tätigkeit näher ein und sagt : Das Bestehen der

Prüfung gibt keinen Anspruch auf Verwendung ,m Schul -

dienst ; vielmehr mutz es d- t Unternchtsbehorde uber
^

sen
bleiben , die geprüften Anwärter nach Bedarf im - " *

©ie
*

(Einführung der neuen LehreMUsbilbung Wirb 9^
" *

über dem bisherigen Stande (487 000 M .) emen Mehrauf
wand von 253 400 M . verursachen . E,n « gehaltliche Hoher

stufung derjenigen Lehrer , welche den neuen B ' ldungSweg

durchmachen , würde allerdings den Aufwand , der sich _ ^
der Neuordnung ergibt , wesentlich steigern . ^ » >e i Ich ' •

■ aber angesichts der noch auf lange Zeit hinaus Machen
Finanzlage des Staates nicht in Erwägung gezogen werden .

In der Begründung wird schließlich unterstrichen , daß d ' e

Lehrerstudenten hinsichtlich der Zulassung und d« -Lorbil »

dung für ihren Beruf in der Regel den ordentlichen utu
dierenden der Hochschule gleichgestellt sind, be, welcher iyre
Einschreibung erfolgt.

Weitere Eingänge im Landtage
Dem Landtag sind seitens der Regierung Gesetzentwürfe

zugegangen betr. Neckarkanalisierun », Beteiligung an

«ewerkschasten und Änderung des Forftgeseyes .
Der Bad . Städteverband hat wegen des Steuerwerke,iungs -

«esetzes eine Eingabe an den Landtag gerichtet . In gle >qer

Sache ist Bürgermeister Lang in Stockach namens der Stadt -

gemeinden uuter 3000 Einwohnern beim Landtag vorstellig
geworden .

Zu den hohen Obstpreisen wird uns aus dem schwarz -
Wald geschrieben : Bekanntlich werden die derzeitigen hohen
Obstpreise mit der . Jehlernte " begründet . So war es bei
den Kirschen der Fall , so ist es Regel geworden . Zur Kirschen-
ernte muß gesagt werden , daß diese diesmal wohl kleiner und
ber Behang lichter war als im vorigen Jahre , aber von
einer Fehlernte , die die geforderten Preise von 70—80 Pfg .
auch nur annähernd begründen könnte , kann nicht die Rede
fein . Bemerkenswert ist in dieser Beziehung , daß der Kirschen -
preis zu Beginn der Ernte in kleineren Städten „nur " 3ö
Pfenn,g betrug , selbst in Gegenden , die nicht im Trntegediet
negen , also mit den Transportkosten rechnen mußten . Erst
«egen Mitte der Ernt « kam der hohe Ausschwung auch in
diese Ort ». — In den Heidelbeer -Trntegebieten des Schwarz -
Baldes werden oen Sammlern 10— 15 Pfg . geboten ; in den

•Revolte in der Srziedungsanstslt
Scheibenhardt

Von zuständiger Stelle wird uns geschrieben : Die
Mter obiger Uberschrift am 28 . ds . Mts . in der Num¬
mer 342 der „Badischen Presse " erschienene Notiz ent -
hält eine völlig übertriebene Darstellung der Vor -
kommnisse , welche sich am letzten Sonntag abend im Asyl
und Erziehungshaus Scheibenhardt abgespielt haben .
Der Justizminister hat sich in der Anstalt persönlich in
Begleitung des zuständigen Referenten und in Anwesen -
heit eines Vertreters des die Anstalt führenden Badischen
Frauenvereins über die Angelegenheit unterrichtet und
den miterschienenen Vormundschaftsrichter mit eingehen -
der Untersuchung der Vorgänge und deren Ursachen be-
austragt .

Richtig ist , daß an dem fraglichen Abend erhebliche
Disziplinwidrigkeiten seitens zahlreicher weiblicher Zög -
linge begangen worden sind. Es handelt sich hierbei
fast durchweg um psychisch nicht normal veranlagte , sitt -
lich stark verwahrloste Mädchen im Alter von 18—21
Jahren . Die beiden Hauptbeteiligten wurden sofort aus
der Anstalt entfernt . Unter keinen Umständen kam
mangelhaste Verpflegung als Ursache für das Eintreten
der Disziplinwidrigkeiten in Frage kommen . Klagen
Hierwegen wurden bei dem Besuch der Anstalt von kei¬
ner Seite geführt , auch machen die Mädchen körperlich
den denkbar besten Eindruck . Bei den Disziplin -
Widrigkeiten sind ein Holzschemel, ein Holztischchen und
ein Schrank zu Schaden gekommen ; der Schaden be-
trägt etwa 20 Mark Es muß daher als erhebliche
Übertreibung angesehen werden , wenn behauptet
wurde , daß in den Zimmern alles kurz und klein ge-
schlagen worden sei.

Der Rechtspflegeausschutz des Landtags , dessen Weib-
liche Abgeordnete u . a . auch die Anstalt Scheibenhardt
vor kurzem erst besichtigt haben , hat eine Erklärung des
Justizministers über den Sachverhalt debattelos zur
Kenntnis genommen .

Städten tosten die Heidelbeeren da« Dreifache und Vierfache .
^ Die Apfelernte dürft «, ebenso wie die der Birnen , ebenso
Zufriedenstellend sein wie im vorigen Jahre , wenigstens wird
so aus dem Breisgau beachtet . Ahnlich ist e? mit Mirabellen .

rhrend
Pflaumen teilweise stark ausfallen . — Jedenfalls

die Obstttnte Heuer nicht so schlecht , wie sie von Interessen -
b»» « it HeÄeifübrung hoher Preise vielfach binaestellt wird .

Die Vevölkerungsdickte in Kaden
Noch vor hundert Jahren war das Land Baden ver -

hältnismäßig dünn bevölkert . Im Jahr 1815 entfielen
auf den Quadratkilometer erst 66 Personen , im Jahr
1871 waren es schon 97 ; bei der Volkszählung im Jahr
1910 wurde eine Wohndichte von 142,2 ermittelt , am
16 . Juni ds . Js . von 153,9. Im Vergleich zu andern
Ländern gehört Baden mit zu ben dichtbevölkertsten im
Deutschen Reich. Eine größere Wohndichte als Baden
weisen — abgesehen von den Hansastädten — nur Sachsen
mit 332 und Hessen mit 176 Personen auf ; erheblich
dünner bevölkert ist Württemberg mit 133 und Bayern
mit 97 Personen : in Oldenburg entfallen 86 , in Waldeck
56 , in Mecklenburg -Schwerin 52 und in Mecklenburg -
Strelitz 38 Einwohner auf 1 Quadratkilometer .

Innerhalb unseres Landes ist die Bevölkerungsdichte
auherodentlich verschieden . Am dünnsten bevölkert sind
die Amtsbezirke Pfullendorf und Neustadt ( je 51,6 Ein -
wohner ) , Engen (56,7) , Buchen (57,9) , Meßkirch (58,4 )
und Adelsheim (58,9) . Zwischen 66 —70 Einwohner auf
1 Quadratkilometer kommen in den Bezirken Wolfach ,
Donaueschingen . Stockach und Waldshut ; 76—100 Ein¬
wohner in den Bezirken Tauberbischofsheim , Staufen ,
Wertheim und Oberkirch . Die größte Wohnungsdichte
weisen selbstverständlich die Bezirke mit großen Städten
auf . An erster Stelle steht der Bezirk Mannheim mit
900,1 Einwohnern ; dann folgt Karlsruhe mit 530,1 und
Pforzheim mit 363,5 Einwohnern . In größerem Ab -

stand folgen die Bezirke Heidelberg (299,5 ) , Weinheim
(283,8 ) , Konstanz (252,9) . Über 200 Einwohner auf
1 Quadratkilometer weisen noch die beiden Bezirke
Lörrach (215,2) uyd Freiburg (210,7) auf .

Erwähnt sei noch, daß im Durchschnitt des Deutschen
Reiches die Bevölkerungsdichte 132,9 beträgt .

Das Fürsorgewesen
Freiburg . 25. Juli , Auf Veranlassung des Herrn Minister «

des Innern fanden im hiesigen BezirksratSsaal am Dienstag
Vorträge und Erörterungen über das „Fürsorgewesen " statt .
Die von dem Landeskommissär , Herrn Geh . Rat Dr . Schnei -
der , geleitete Tagung war von den Leitern , Beamten und An -
gestellten , sowie den ehrenamtlich tätigen Ausschußmitgliedern
der Bezirkssürsorgeverbände des Kreises Freiburg — Emmen¬
dingen , Neustadt , Staufen , Freiburg -Stadt und Freiburg -
Land — so stark besucht , daß der Saal kaum ausreichte . Die
Teilnehmer folgten mit größtem Interesse den Vorträgen der
Referenten . Frau Oberregierungsrat Dr . Baum und Regie -
rungsrat Dr . Schühl » , über allgemeine und besondere Fra -

gen der öffentlichen Fürsorge . Die von wärmstem sozialem
Empfinden getragenen wertvollen Ausführungen — Erläute¬
rungen , Anregungen und Ratschläge — sanden bei der Zu -
Hörerschaft volles Verständnis , wie die lebhaften , sehr anre -
gend verlaufenen Aussprachen erwiesen haben . Die Vorträge
waren nach Inhalt und Form so vorzüglich und anregend , die
iynere Anteilnahme der beteiligten Damen und Herren an
dem Verhandlungsstoss war so stark , daß die tropische Hitze deö
Verhandlunastages der Tagung keinerlei Abbruch tun konnte .
Die Teilnehmer blieben hörend und diskutierend bis gegen
Abend vereint . Aus der Aussprache ging hervor , wie sehr sich
die mit der Durchführung der Fürsorgegesetzgebung befaßten
Damen und Herren bereits in die spröde Gesetzesmaterie
eingearbeitet haben und wie intensiv allseits gearbeitet wird ,
um das auch bei dieser Tagung wieder aus Kreisen der durch
die Fürsorge Betreuten zum Ausdruck gebrachte Vertrauen zu
rechtfertigen und im Geiste des Gesetzgebers und der treff -
lichen Ausführungen der ^Referenten die Fürsorgeaufgaben zu
lösen und die vielfachen Schwierigkeiten , wie sie jede Neurege -
lung bringt , zu bewältigen . —

Am zweiten Verhandlungstage «Referenten Dr . Schühly
und Oberinspektor Weißhaupt ) wurde mit den Beamten und
Angestellten der genannten ^ ürsorgeverbände Rechtsfragen
aus dem Gebiet der Furforgegesetzgebung . sowie Angelegeniiei -
ten des inneren Dienstes besprochen . Der Herr Landeskom -
miffär würdigte in Schluß - und Dankesworten Bedeutung und
Wert der Tagung und teilte mit . daß demnächst für die Be¬

zirkSfürsorgeverbände der Nachbarkreise Offenburg und Lör -
räch gleiche Tagungen in Offenburg und Lörrach stattfinden
werden . Möge diesen der gleiche Erfolg wie der Freiburger
Tagung beschieden sei» , zum Segen der notleidenden Volks -
genossen .

Die Süddeutschen Landwirtschaftstammern
von Bayern , Württemberg , Baden , Hessen und dem Regie »
rungsbezirk Wiesbaden haben dieser Tage in Wiesbaden eine
Konferenz abgehalten , wobei sich die Verhandlungstiilnehmer
vor allen Dingen sehr eingehend mit der Zollvorlage befaßt
haben , die sie als eine herbe Enttäuschung für die Landwirt -
schast dezeichneten , da die vorgesehenen Zollsätze als völlig un -
genügend angesehen werden inüßten . Das niindeste , was man
der Landwirtschast hätte zugestehen »müsse » , wäre die Unglei¬
chung der Friedenszölle an die internationale Geldentwertung
gewesen .

Es wurde auch Einspruch erhoben gegen das Vorgehen der
Reichsbahngesellschast , die namentlich auf den Umschlagplätzen
Frankfurt a . M . und München dem Auslande , besonders Jta -
fien , Frachtvergünstigungen für Südfrüchte , Gemüse , Früh »
kartosseln usw . gewährt , die sie aber der deutschen landwirt -
schaftlichen Erzeugung im entsprechenden Maße versagt . Auch
der örtliche Handel wird nach Meinung der Landwirtschafts -
kammervertreter stark geschädigt , weil sich ausländische Firmen
vielfach niederlassen , die die Waren in Kommission vertreiben ,
wobei die Waren zu jedem annehmbaren Preise auf den Markt
geworfen werden . Hierdurch würde die Kalkulation des reellen
Handels unmöglich gemacht .

Zum Reichsbewertungsgesetz wurde verlangt , daß bei der
Bewertung des Grundbesitzes nach dem Reichsbewertungsgesetz
die Weinberge mit dein iiibrigen landwirtschaftlich benutzten
Grundbesitz gleichgestellt würden . In den Notgebieten müsse
von einer Veranlagung der Landwirtschaft zur Einkommen -
und Umsatzsteuer im allgemeinen abgesehen werden .

Ein Nachspiel zu den Lörracher Unruhen
Vor dem süddeutschen Senat des Staatsgerichtshofes zunk

Schutze der Republik hatte sich der Installateur Ernst Ersing
aus Niederschwörstadt wegen Beihilfe zum Hochverrat , Ge -
fangenenbesreiung und unbefugten Waffenbesitzes zu verant¬
worten . Der Angeklagte hatte vorn 14 . bis 17 . September
1923 an den Tumulten in Lörrach sich beteiligt . Es wird ihm
weiter zur Last gelegt , die Demonstranten aufgefordert Kl
haben , die Gefängnisse zu stürmen . Dabei wurden fünf po-
litifche Gefangene befreit . Bei seiner Verhaftung trug er
Waffe,r bei sich . Nach elfstündiger Verhandlung kam das Ge -
richt zu folgendem Urteil : Ersing wird wegen Vergehens ge-
gen ß 7 des Republik - Schutzgesetzes und Waffentragens zu
drei Jahren Gefängnis und 30V Mark Geldstrafe verurteilt .
20 Monate und Geldstrafe gelten als verbüßt .

Aus der Landeshauptstadt
Busstellung „Der Zahnarzt "

Am Donnerstag vorinittag S Uhr finden im Konzerthaus ,
Gartenstraße , Filmvorführungen für die Karlsruher Schul¬
kinder statt mit Vorträgen erster Autoritäten über die Bedeu ,
tung der Zahnpflege .

Freitags 10 Uhr 30 Mm . findet in einer Festsitzung für
geladene Gäste die feierliche Eröffnung der Ausstellung statt ;
u . a . wird Herr Staatspräsident Dr . Hellvack die EröMunas «
rede halten und außerdem wird eine Vertreter der Reichsre -
gierung sprechen .

Freitag nachmittags 6 Uhr beginnt die erste öffentliche Bor -
tragsreihr mit Lichtbildern über sozial ^ Hygiene , die hoffent -
lich starke Teilnahme der ganzen Bevölkerung findet .

Der Eintritt in die Ausstellung ist für die ganze Dauer
unentgeltlich .

*
Dem Ehrenausschuß der Ausstellung gehören außer dem

Staatspräsidenten Prof . Dr . Hellpach u . a , an : Dr .h. e. Bumm ,
Wirkl . Geh . Oberregierungsrat , Präsident des Reichsgesun »
heitsamtes ; Prof . Dr . Cäsar , Rektor der Technischen Hoch-
schule . Min . Direktor Dr . Dammann im Reichsministerium
des Innern , Universitätsprofcssor Dr . Dieck , Vorsitzender de?
Arbeitsgemeinschaft der zahnärztl . Standesvertretunge ^
Deutschlands , Prof . Dr . Dietrich , Wirkl . Geh . Rat , Ministe ,
rialdirektor in » Preußischen Wohlfahrtsministerium , Pros .
Dr . b . D -rigalski , Stadmedizinalrat vm> Berlin , Prof . Dr .
Fischer , Direktor des anatomischen Instituts , Freiburg , Prof .
Dr . Hahn , Direktor des hygienischen Instituts , Berlin , Dr .
Hamel . Ministerial - und Geh. Reg . Rat , Vorsitzender deS
Reichsausschusses für hygienische Volksbelehrung , Prof . Dr .

'

Hampe , Geh . Hofrai , Rektor der Universität Heidelberg Dr .
Harms , Vorsitzender der Badischen Ärztekammer, Mannheim ,
Dr . Herrenknecht , Universitätsprofessor , F-reiburg y Br, ,
Prof . Dr . Jrdasfohn , Geh . Med . Rat , Vorsitzender der Deut »
fchen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ,
Jung . Präsident der Badischen Landesversicherungs -Anstalt
und Vorstand des Badischen Landesverbandes der Deutschen
Gesellchaft zur Bekämpfung der Tuberkulose , Prof . Dr .
Kirchner , Ministerialdirektor a . D . für den Vorstand de?
Deutschen Zentralkomitees für Zahnpflege in den Schulen ,
Exzellenz von Möller , Minister a . D . für den Vorstand de?
Deutschen Zentralkomitees für Zahnpflege in den Tckulen ,
f rof . Dr . Sauer , Rektor der Universität Freiburg , Prof . Dr .

chultzen, Generaloberstabsarzt , Samtätsinspektor im
Reichswehrministerium , Berlin , Pros . Dr . tlhlenhwt, Ge .
heimrat , Direktor der hygienischen Instituts der Universität
Freiburg .

Aus der Beteiligung dieser in ihrem Spezialfach hervor «
ragenden wissenschaftlichen Persönlichkeiten geht schon zu<
Genüge hervor , welches Interesse in engeren Fachkreisen , so«
wie besonders von den Behörden der öffentlichen Gesundheits «
pflege der geplanten Ausstellung entgegengebracht wird . Wiß
machen nun heute schon aus das für die Volksbelehrung und
Aufklärung außerordentlich wichtige Unternehmen aufmerke
sam und werden weitere Mitteilungen folgen lassen . r .

Waldbrandgefahr . Von zuständiger Seite wird uns ge«
schrieben : Bei der herrschenden großen Trockenheit besteht irt
erhöhtem Maße die Gefahr , daß Waldbrände entstehen .
Zwei solcher Brände sind bereits im Hardtwald durch Unvor ^
slchtigkeit von Rauchern hervorgerufen worden. Sie wurden
durch rasches Eingreisen der städtischen Feuerwehr sowie von
Arbeitern und Spaziergängern gelöscht, so daß ein Weiterum -
fichgreifen und damit größter Schaden verhindert wurden .
Jeder Waldbesucyer sollte im eigensten Interesse mithelfen »
daß derartige Schäden am Wald , der doch ein großes Volks «
vermögen darstellt , verhindert werden . Es wird deshalb an
alle Spaziergänger das dringende Ersuche » gerichtet , die von«
Bezirksamt Karlsruhe unterm 8 . Mai 1925 erlassene bezirk?»
polizeiliche Borschrift , nach der das Rauchen im den Wal -

düngen von , I . März bis 1 . Oktober jeden Jahres ver »
boten ist , genau zu beachten uud das Rauchen in den Wal -
dunaen unter allen Umständen zu unterlassen .



Sonntagsrückfahrkarte » . Auher an de » im Reichsbahn -
Persouen - uufr Gepücktarif, Teil II , genannten Festtagen wer¬
den künftig an Dreii König (6 . Januar ) , am Berfassungstag
/ II . August) , an Maria Himmelfahrt ( IS. August) , an Aller¬
heiligen ( 1 . November) und an Maria Empfängnis (8. De-
zember ) Sonntagsrückfahrkarten allgemein ausgegeben .

Anschluß Privater an die Polizeirufanlage . Auf die heute
im Anzeige,?teil unseres Blattes erscheinende Bekanntma¬
chung der Polizeidirektion hier über den Anschluß Privater
an die Polizelrusanlage wird auch an dieser Stelle mit dem
Bemerken - hingewiesen, daß nach Fertigstellung der Anlage
ein Anschluß Privater mit Schwierigkeiten verbunden und
nur mit erheblichen Mehrkosten möglich wäre . Es wäre da-
her zweckniätzig, wenn mit etwaigen Wünschen zum Anschluß
an die Anlage nicht mehr allzulange Zugewartet werden
würde .

Ikurze Nackrichten aus Kaden
Pforzheim , 28 . Juli . Zum Lohnkampf in der Schmuck-

wareninvustrie berichtet der „Pforzheimer Anzeiger "
: Der

stellvertretende LandeZschlichter , Oberregierungsrat Dr . Häutz-
ner in Karlsruhe , hat den Lohnstreit auf Grund de» § 2 der
Verordnung über das Schlichtungswesen an sich gezogen.
Für Samstag hatte er die Führer der beiden beteiligten
Organisationen nach Karlsruhe berufen und den Versuch ae»
macht, eine Einigung zustande zu bringen : diese wav aber
nicht möglich . Dann schlug er vor, am Montag nach-
mittag eine Schlichterkammer in Karlsruhe tagen zu
lassen, bestehend aus je zwei Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern mit dem Landesschlichter als Vorsitzenden. Hier
sollte zunächst wieder ein« Einigung versucht werden.
Beim abermaligen Fehlschlagen dieses Versuches wird _

ein
neuer Schiedsspruch gefällt werden , der vierte in dieser
Sache . Im Falle Äermaliger Ablehnung des Schiedsspruchs
durch die Parteien würde der Neichsarbeitsminister ein Ver-
fahren über die Verbindlicherklärung einleiten können. Doch
»st damit zu rechnen, daß dieses Verfahren längere Zeit in
Anspruch nimmt .

DZ . Baden - Baden , 29 . Juli . Im Alter von 86 Jahren
ist hier Dr . Bernhard Rannpn » früher Professor an der Uni-
bersität Straßburg , aus dem Leben geschieden . Der Ver »
storbeile zählte au den bekanntesten Medizinern Deutschlands
und war weit über die Grenzen des Reiches hinaus bekannt
und geschätzt als Arzt und als Gelehrter . Er war an den Uni -
versitäten Dorpat , Berit, Königsberg und zuletzt in Straß -
hurg tätig , um sodann nach Rücktritt vom Lehramt seinen
ständigen Wohnsitz in Baden -Baden zu nehmen.

MTB Müllheim , SS. Juli . Gestern morgen kam ein Ruder -
boot von Basel , das mit 21 Sportsleuten , die an der Olym -
piade in Frankfurt a . Main teilnehmen wollten, besetzt waren ,
den Rhein herunter . Infolge des herrschenden dichten Nebels
stießen sie an der Neuenburger Brücke gegen ein dort hal -
tendes schiff , wodurch das Boot umschlug und die Insassen
ins Wasser fielen . Die Brückenwärter eilten sofort zur Hilfe ,
und es gelang ihnen , die meisten aus dem Wasser zu ziehen .
Einige von ihnen konnten sich auch schwimmend an das nahe
Ufer retten . Einer von den Insassen ist ertrunken , einer wurde
schwer und zwei andere wurden leicht verletzt. Die Verletzten
fanden im Krankenhaus in Mülhausen i . E . Aufnahme . Sechs
der Sportsleute fuhren nach Frankfurt a . M . weiter , um an
der Olvmpiade teilzunehmen , während die übrigen mit dem
Zug nach Basel zurückfuhren.

DZ . Konstanz, 24 . Juli . Der Eröffnung des Luftverkehr«
Konstanz—Lindau ging die Taufe der beiden Flugzeuge „ Li » -
bau " und „Konstanz " in Lindau bezw . Konstanz voraus . In
Konstanz wurde das Flugzeug „Konstanz" durch Frau Ober -
bürgermeister Dr . Möricke getauft mit den, Taufspruch : „Ich
taufe Dich auf den Rainen Konstanz , Glückauf im Welleu -
schäum . Glückauf im Weltenraum .

" Oberbürgermeister Dr .
Biöricke- Konstanz und Oberbürgermeister Siebert - Lindau ver¬
wiesen in kurzen Ansprachen auf die Bedeutung der neuen
Verkehrsverbiudung . Der Feier wohnten auch Vertreter der
badischen, wnrttembergischeu und bayerischen Regierung bei .

WTB . Stuttgart . 38 . Juli . Gestern nachmittag stattete
Staatspräsident Bazille den, Bischof Dr . Wilhelm v. Keppler
in Rottenburg einen Besuch ab , nur ihm die Glückwünsche der:
württember ^ischen Staatsregierung zu seinem 50jährigen Prie «
st«r- und seinem L5j«hrigen Bischofsjubililum zu überbringen .

DZ . Ludwigshafen , 28 . Juli . Weiert Zugehörigkeit ^ der!
im besetzten Gebiet verbotenen Organisation Wiking, Orts -
gruppe Mannheim , wurden auf Veranlassung der Besatzungs-
behörd» vier junge Leute, nämlich der Sohn des Studienrates
Baier . der Sohn des Bäckermeisters Ulmer , der Sohn des
Tünchermeisters Turigetto und ein gewisser Thun , sämtlich
au ? Ludwigshafen . verhaftet und in das hiesige Amtsgefäng -
ni » «ingeliefert . Sie werden sich demnächst vor dem französi-
schen Kriegsgericht zu verantworten haben.

vsndel und Mirtsckstt
Berliner Devisennotierunge»

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.

EtaJitn
. . 100 L.

andon ; 1 Pfd .
Newhorl . 1 D .
Pari » . . 100 Fr .
Schweiz . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . 100 Kr.

Am«Illing üdirall Ivo Pr»j«nt

29 . Au« 28 . zu»
» «!» Sri«! Ctlb Bri*'

168 .39 168 .81 168 .37 168 .79
95 .98 96 .22 97 .18 97 .42

15 .36 15 .76 15 .32 15 .96
20.376 20.896 20 .363 20 .423
4.19 4 .21 4.19 4 .21

19 .90 19 .94 19.82 19 .86
81 .45 81 .65 81 .42 81 .62
59.067 59 .207 59 .067 59 .207
12.434 12 .474 12.425 12 .465

Die Handelskammer Konfsanz hielt am letzten Freitag ihr»
98 . Vollversammlung ab. Nach Erstattung des Geschäftsbe-
richtes wurde anstelle des aus der Kammer ausgeschiedenen
Reichstagsabgeordneten Dietz der Spediteur Gustav Rieger
gewählt . Der Fabrikant Emil Strohmeyer wurde einstimmig
zum Vizepräsidenten gewühlt. Der in Gemeinschaft mit Ver -
tretern der Industrievereinigung des Seekreises aufgestellte
Satzungsentwurf wurde genehmigt. Ferner wurde beschlossen,
eine Erweiterung des vorhandenen Geschäftshauses vorzuneh-

sei und hielt es für unzweckmäßig, jetzt einen Antrag auf
Bau der Deggeuhausertalbahn seitsns der Handelskammer zu
stellen.

Stsstsanzeiger
Bekanntmachung j
Die Ausführung des Reichsmieten -

gesetzes und der dritten Steuernotver -
orduung .

Auf Grund von § 27 Abs . 1 der dritten Steuernotverord¬
nung vom 14. Februar 1924 (RGBl . S . 74 ) und § 5 Abs . 3
der Ausführungsverordnung in der Fassung vom 23 . Oktober
1923 zum Reichsmietengesetz (GVBl . S . 332 ) wird die Be¬
kanntmachung des Arbertsministers vom 26 . Februar 1924
(Staatsanzeiger Nr . 48 vom 86 . Februar 1924 ) in der Fas¬
sung der Bekanntmachung vom 21 . Oktober 1924 (Staatsan -
zeiger Nr . 246 vom 21 . Oktober 1924 ) nach Anhören von Ver¬
tretern der Vermieter und Mieter mit Wirkung vom 1 . Juli
1925 ab geändert wie folgt :

I . Ziffer 1 erhält folgende Fassung : .
„Die gesetzlich« Miete beträgt für alle Gemeinden des

Landes »4 v. H ., für gewerbliche Räume , die weder Teile
einer Wohnung noch zusammen mit Wohnräumen ver-
mietet sind , 100 v. H . der Friedensmiete in Reichsmark.
In den angegebenen Beträgen der gesetzlichen Miete sind
die Sätze für laufende und große Jnstandsetzungsarbeiten .
der Satz für Verwaltungs - und Betriebskosten einschließ¬
lich der erhöhten Gebäudesondersteuer — jedoch vorbe¬
haltlich der Bestimmungen in Ziffer 2 Abf . 4 der Be-

kanntmachung vom 26 . Februar 1924 — sowie für Kap!»
taloerzinsung enthalten ."

L . Ziffer 3 erhält folgende Fassung :
„Die Gemeindebehörden Bezirksämter

(Höchstsätzen )
und

von Hundertsätzen
nicht mehr zuständig .

"
Karlsruhe , den 29 . Juli 1925.

Der Minister des Innern
Remmele

sind zur
weiterhin

Bekanntmachung
Die Bereinigung der Abgesonderten Ge.

markung Schöllenbach mit der Gemeinde
Friedrichsdorf .

Mit Entschließung vom 6. Mai 1924 wurde die Vereinigung
der abgesonderten Gemarkung Schöllenbach mit der Gemeinde
Friedrichsdorf (Amtsbezirk Heidelberg) mit Wirkung vom
1 . Juli 1924 angeordnet .

Die Anordnung ist rechtswirksain.
Karlsruhe , den 25 . Juli 1925 .

Der Minister des Inner »
Remmele

Nr . 77 083 Sammlung der Heilsarmee .
Die der Heilsarmee (Nationales Hauptquartier Berlin S 1t

Dresdenerstraße 34/35 ) unter dem 4 . September 1924 erteilt «
Genehmigung zur Sammlung von Geldspenden zur Unter-
stützllng ihrer gemeinnützigen Einrichtung wurde bis zum 80.
Juni 1926 verlängert .

Inwieweit Sammlungen von Halls zu Haus oder auf der
Straße zugelassen werden, bleibt deni Ermessen der zustäwD
digen Bezirksämter vorbehalten .

Karlsruhe , den 24 . Juli 1925 .
Der Minister des Inner «

___ _ _ I . V . Leer »

personeller Zeil
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen ust».

der planmWge« Beamte«.

Aus dem Bereich des Ministeriums des J ««er«
Ernannt :

Zum Gendarmerieoberwachtmeister der Gendarmeriewacht « |
meister Theodor Müller in Mühlingen .

Planmäßig angestellt :
Hilfsarzt Dr . Hermann Zwilling bei der Heil - und Pflege--

anstalt Emmendingen als Anstaltsarzt .
Versetzt :

Polizeisekretär Karl Müller in PforKsim nach BeGen.
Huruheaefevt auf Ansuchen :

Kanzleiassistentin Ida Götz beim Bezirksamt Karlsruhe biß
zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit . •

Zuruhegesetzt :
Gendarmeriekommissär Jakob Schiff in Durlach .

Justizministerium
Ernannt :

Die Gerichtsassessoren Dr . Bruno Affolter zum Notar ick
Görwihl , Eustach Hefner zum Notar in Walldürn , Dr . Josef
Rimmelin zum Notar in Engen , Dr . Siegfried Kühn zu«
Notar in Stetten a . k. M .. Gerichtsverwalter Anton Hennhiifer
beim Amtsgericht Tauberbischofsheim zum Gerichtsoberver«
Walter ; die Kanzleigehilfen Emil Frets beim Amtsgericht
Mannheim zum Kanzleiassistenten und Franz Grab beim Ro<
tariat Breisach zum Kanzlisten.

Versetzt:
Gerichtsverwalter Friedrich Schrödersecker beim Amtsgericht

Buchen zum Amtsgericht Gengenbach; die Justizinspektoren
Emil Kreutel beim Notariat Pforzheim unter Ernennung zum
Gerichtsverwalter zum Amtsgericht daselbst und Karl « er-
Nauer beim Amtsgericht Pforzheim zum Notariat daselb'

Justizobersekretär Wilhelm Hillenbrand beim Notariat Wies-
loch zum Amtsgericht daselbst, Justizassistent Albert Hörnk«
beim Amtsgericht Heidelberg zum Notariat Mesloch . Kan,"
leiassistent Rudolf Vechtel beim Amtsgericht Mannheim zw
Amtsgericht Bühl . KanAeiasststenttn Rosa Reutlinaer bei dl
Staatsanwaltschaft Freiburg zuin Amtsgericht VÄlingen,

Schnittmuster für alte Modelle « rliKltlloh |
Unser » Monatsausgaben ;

Modenschau
Moderne Toiletten — Deutsche Modelle

Wiener Chic — Tres Chic
Praktische Schneiderkleider

Telephon 4325 6 .404

Lyons
Schnittmuster und Madezeitungen

Generalvertreter für Baden :
Otto Widmann , Karlsruhe , Kaiserpassage 42 - 52

Unsere . Sai » onai »sgaben :
Lyons Modenalbum

Mäntel - und Kostümalbum
Blusen - Neuheiten — Moderne Hüte

Ballalbum — Kinderalbum u. a .

Postscheckkonto Karlsruhe 19757
Abonnenteil erhalten Rabatt

im Mischen nonze
Morgen Donnerstag , 30 . Juli , abends 7 s/< Uhr

Der groBe Ausstattungsschlager

Gräfin Mariza
von Emmerich Kaiman

Bille tts von M , 1. 50 - 5 .30 bei F . Müller , Kaiserstr .,
Zigarren - Brunnert , kaiserallee , Holzschuh , Werder¬

straße 48 , und an der Tageskasse . © .548
Freitag : Zum ersten Male : Das Dreimäderlhaus

Streng reell Gegr . 191 '

Frau Rosa Morasch , Karlsruhe
Kaiserstr .64 III Teleph . 4239

Bekanntmachung.
Zur Zeit ist der erste Abschnitt der Polizeirufaulaze

im Bau begriffen . Es wäre jetzt noch möglich . Private
an diese Anlage anzuschlietzen . Durch Anschluß an
diese Anlage können Private im Notfall rasch , zuver-
lässig und unauffällig das Überfallkommando der
Polizeidirektio » herbeirufen . Auch können die Privat -
räume automatisch gesichert und diese Sicherung nn-
mittelbar an die Polizeirufanlage angeschlossen werden.
Interessenten erbalten auf den Polizeiwachen nähere
Auskunft - <8.300

Karlsruhe , den 28 . Juli 1925 . O .g . 107
Bezirksamt — Polizeidirektio «.

Aufpolstern
von Matratzen und

Diwans tt . sowie Menan
fertig nng besorgt reell u.

billig © .368
Ulbert Ernst . Tapezier

Steinstrahe 21 .

Reue Näver
für Herren und Dame », sowiealle Ersatzteile erhalten Si « bei
Alb .Dürrtnger . Kronenstl . l »
Emaillieren . Vernickeln
»um Preise von 35 Mark .
Sämtliche Reparaturen
übernehme ich bei promptester

Bedienung . ® .5,%

BAUBUND -MÖBEL
HERVORRAGEND
IN FORM & GÜTE
häufen, Sie am besten,beim.

BAD. BAUBUND
Q • M ■ B • H

KARLSRUHE
•SxrasseTZ

am, y&mdßffpfate/
tägül . geöfpnbt

VON UND £ - 6 % UHR ,

@ .504

Ii,«tili
. Privat -

Auskünfte
. " Mannheim

0 . 6 . 6.
Planken $ .47

Ftrnspr . 5505
| H . Maler A Co <3. m . b .H

Metallbetten 1
Stahlmatr., Kinderbett., direkt
an Private. Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl tThür.)

Gleisunterhaltungsar -
Veiten in 2 Losen öffent¬
lich zu vergebene Los 1 :
Randenbahn zwischen Sin -
gen und Riedheim 7000 m
verschiedene Unterhaltungs¬
arbeiten , Los 2 ; Boden¬
seegürtelbahn zwischen
Espasingen und Nußdorf
3 Teilstrecken von zusammen
3805 m verschiedene Unter-
Haltungsarbeiten und 85 m
Bettu ngserneuerung . Be-
dingnishest liegt hier im
Zimmer Nr . 15 und bei
den Bahnmeistereien Sin -
gen und Uberlingen auf .
Abgabe von Angebotsvor-
drucken nach auswärts nur

. . Aufschrift
unterhaltungsarbeiten

Randenbahn bezw . Boden-
seegürtelbahn"

, verschlossen.

postfrei, bis längste»
10. August, vormittags10 T*
an unterzeichnete Ste !
einzureichen. Zuschlags I
frist 10 Tage . Konstar
den 27 . Juli 1925 . Dmttis

Steinbauarbeiten zu
Uinbau einer Hälfte di
Tauberbrücke auf der OdenD
Waldbahn bei Berlachshei«
nach den vorläufigen Ver-
dingungsvorfchrifteii vom
1 . Juni 1924 der Reich*
bahndirektion Karlsruh «
öffentlich zu vergeben. Gt!
140 cbm Luader » u<
Mauerwerksabbru <kA !Ä?lll
Sandsteinquader , §0 cbm
Beton . Verdingungsunter¬
lagen liegen hier zur . Ei?
sicht auf , hier auch näh^
Auskunft und Verkauf '

Verdingungsunterlagen
gegen Kostenersatz. Verdis
gungsanschlag 2 M -, gl
Zeichnungen zu je 3
Angeboteverschlossen , por !
frei mit Aufschrift „ Umb>
der Tauberbrücke " bis län
stens zum Eröffnung ^
termin Mittwoch , de«
August 1925 , » ormitfOP
11 Uhr , hierher einzureichen '
Ablauf der Zuschlagsfr«"
29 . August 1925 .

Lauda , 27 . Juli 1925 . «
Deutsche Reichsbahn -Gesellscĥ

Vorstand der Vahubau >
lnspektion Lauda.

Druck G . Braun , Karlsruhe ,
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